
NIEDERSCHRIFT BezA/017/2008 
 

über die Sitzung des Bezirksausschusses der Stadt Billerbeck am 27.02.2008 in 
der Gaststätte Thumanns Mühle, Temming 34. 
 
 
Vorsitzender: 

Herr Werner Wiesmann  
 
Ausschussmitglieder: 

Herr Bernhard Faltmann  
Herr Franz-Josef Schulze Thier  
Frau Birgit Schulze Wierling  
Herr Karl-Heinz Ueding  
Herr Jürgen Brunn Vertretung für Herrn 

Peter Nowak 
 
Sachkundige Bürger gem. § 58 Abs. 3 GO NW: 

Frau Mechtild Relt  
Herr Theo Schulze Brock  
Herr Werner Schulze Esking  
Herr Lutz Wichmann  
Herr Carsten Rampe  
Frau Maggie Rawe Vertretung für Frau 

Maria Schlieker 
 
Von der Verwaltung: 

Frau Marion Dirks  
Frau Michaela Besecke  
Herr Gerd Mollenhauer  
Frau Birgit Freickmann Schriftführerin 

 
 
Beginn der Sitzung: 18:00 Uhr 
Ende der Sitzung: 18:25 Uhr 
 
Herr Wiesmann stellt fest, dass zu dieser Sitzung form- und fristgerecht eingeladen 
wurde. Hiergegen erhebt sich kein Widerspruch.  
 
 

TAGESORDNUNG 
 

I. Öffentliche Sitzung 
 
1. Errichtung einer Legehennenanlage in 3 Ställen sowie einer Pack- 

und Maschinenhalle mit Wohnungen südwestlich von Osthellen 
 Frau Besecke geht zunächst auf die rechtlichen Grundlagen ein und er-

läutert, dass der Unterschied zwischen landwirtschaftlichen und gewerbli-
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chen Tierhaltungsbetrieben nicht im äußeren Eindruck bestehe, sondern 
insbesondere dadurch entstehe, dass die landwirtschaftlichen Betriebe 
über Flächennachweise die eigene Futtergrundlage nachweisen können. 
Landwirtschaftliche Vorhaben könnten nicht durch Darstellungen im Flä-
chennutzungsplan geregelt werden.  
Gewerbliche Tierhaltungsbetriebe seien als privilegierte Vorhaben zuläs-
sig, da sie aufgrund ihrer Emissionen nicht im Innenbereich möglich sind 
und die Stadt kein Industriegebiet für solche Vorhaben bereithalte.  
Bei der Erteilung des Einvernehmens sei man an die im § 35 BauGB auf-
geführten Belange gebunden. Die Belange würden durch Fachbehörden 
geprüft, wobei auch die Gemeinde Aussagen zu ihnen treffen könne. Da-
bei kämen insbesondere die Belange der natürlichen Eigenart der Land-
schaft und ihr Erholungswert oder die Beeinträchtigung des Orts- und 
Landschaftsbildes in Betracht. Eine dem Vorhaben entgegenstehende 
Planung liege nicht vor. Eine Regelung über die Flächennutzungsplanung 
komme nur für die Betriebseinheiten 5 bis 8 in Frage (zwei der drei Stäl-
le), nicht aber für die Betriebseinheiten 1 bis 4 (Packhalle mit Wohnun-
gen, Kotlager und ein Stall). Mit dem Antragsteller seien verschiedene 
Varianten und Standorte erörtert worden. Der Antragsteller habe darge-
legt, dass ein anderer Standort nicht möglich sei. An der Hofstelle müsse 
das Vorhaben soweit abgerückt werden, dass es auch dort zu einer Zer-
siedelung führe. Bei Antragstellung habe der Bauherr das Recht, den von 
ihm bevorzugten Standort zu wählen. Über diesen Antrag sei heute zu 
entscheiden.     
 
Frau Dirks teilt mit, dass sie in den vergangenen Tagen eine Reihe von 
Eingaben auch in Form von E-Mails erhalten habe, in denen sich Bürger 
gegen einzelne Standorte aussprächen aber auch allgemein gewerbliche 
Tierintensivhaltungsställe in der freien Landschaft ablehnten. Die über-
wiegende Anzahl der Eingaben habe den Tenor, dass Mastställe in Hof-
nähe errichtet werden sollen und hierdurch keine Zersiedelung der Land-
schaft eintreten dürfe.  
 
Herr Schulze Esking stellt im Namen der CDU-Fraktion fest, dass An-
tragsteller grundsätzlich nach § 35 BauGB Abs. 1 ein Anrecht haben, zu 
bauen. Es sei bekannt, dass 2009 die Käfighaltungsverordnung in Kraft 
trete, also für die gleiche Anzahl von Hennen mehr Platz benötigt werde. 
Hier sei aber nicht über den Tierschutz, die Größe oder die Wirtschaft-
lichkeit des Betriebes zu entscheiden, sondern über den Standort. Die 
CDU-Fraktion habe lange die Position vertreten, dass die Anträge auf 
Errichtung von Mastställen nur aus planungsrechtlicher Sicht zu beurtei-
len seien. Bisher sei in der Regel das Einvernehmen erteilt worden, weil 
keine planungsrechtlichen Belange entgegengestanden hätten. Nachdem 
es in der Zwischenzeit aber große Diskussionen in der Öffentlichkeit ge-
geben habe, habe die CDU-Fraktion die Thematik noch einmal aufgegrif-
fen und den Grundsatzbeschluss gefasst, dass das gemeindliche Einver-
nehmen nur noch erteilt werden soll, wenn der Stall mit einem möglichst 
geringen  Abstand zur Hofstelle errichtet werde. Obwohl die beantragte 
Legehennenanlage tlw. privilegiert sei, stelle er den Antrag, konsequen-
terweise das gemeindliche Einvernehmen nicht zu erteilen und die Ver-
waltung zu beauftragen, mit dem Investor über einen Standort in Hofnähe 
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zu diskutieren.  
 
Herr Mollenhauer weist darauf hin, dass bisher nur grob geprüft worden 
sei, ob ein Standort in Hofnähe möglich ist. Ob tatsächlich die Möglichkeit 
bestehe, müsse im Rahmen eines detaillierten Gutachtens geklärt wer-
den. Es liege aber ein förmlicher Antrag vor, so dass die Fristen einzuhal-
ten seien. Deshalb habe man nicht lange Zeit, die Entscheidung aufzu-
schieben. Eine Entscheidung müsste im zuständigen Ausschuss, also im 
Stadtentwicklungs- und Bauausschuss am 6. März 2008 gefasst werden. 
Er werde aber versuchen, in einem Gespräch mit dem Antragsteller einen 
Schritt weiter zu kommen.  
 
Frau Rawe macht deutlich, dass die Fraktion Bündnis 90/Die Grünen aus 
städtebaulichen Gründen die Errichtung der Legehennenanlage an dem 
beantragten Standort nicht vertreten könne. Sie freue sich, dass mit der 
CDU zusammen eine Lösung hoffentlich im Sinne der Bürger der Stadt 
gefunden werde.  
 
Herr Rampe erklärt, dass die SPD-Fraktion dies genauso sehe. Sie seien 
gegen eine Zersiedelung der Landschaft. Für ihn ergäben sich aber noch 
Fragen zur Vorlage. So sei dort von Betriebseinheiten 1 – 7 die Rede, im 
Plan sei aber noch eine achte Betriebseinheit eingezeichnet. Außerdem 
wolle er wissen, wer die Umweltverträglichkeitsprüfung durchgeführt habe 
und warum keine Beeinträchtigung der öffentlichen Belange gesehen 
werde. Weiter fragt er kritisch nach, ob die Angelegenheit nicht bereits in 
der letzten Bezirksausschusssitzung hätte beraten werden können, diese 
liege erst zwei Wochen zurück.  
 
Frau Besecke teilt mit, dass zu der Sondersitzung am 12. Februar 2008 
noch nicht alle Unterlagen vorgelegen hätten. Bei der Betriebseinheit 8 
handele es sich um ein Silo, das aus dem Lageplan des Antrages über-
nommen worden sei. Die Umweltverträglichkeitsprüfung müsse der An-
tragsteller selber in Auftrag geben. Diese sei Bestandteil eines solchen 
Verfahrens. Diese Umweltverträglichkeitsprüfung mit den übrigen An-
tragsunterlagen habe 4 Wochen lang ausgelegen.  
 
Frau Rawe führt aus, dass aus einer von der Landesanstalt für Natur-
schutz, Umwelt und Verbraucherschutz angeforderten Karte hervorgehe, 
dass direkt vor dem Wäldchen ein Biotop liege und etwas weiter eine ge-
fährdete Tierart (Laubfroschart) heimisch sei. Sie erkundigt sich, ob dies 
geprüft worden sei.  
 
Frau Besecke erwidert, dass dieser Belang in die Zuständigkeit der Unte-
ren  Landschaftsbehörde falle.  
 
Herr Brunn macht deutlich, dass die SPD-Fraktion bereits zu Beginn der 
Diskussion im letzten Jahr auf die Gefahr der Zersiedelung hingewiesen 
und prophezeit habe, dass noch mehr Anträge folgen werden. Die CDU-
Fraktion habe das nicht so gesehen. Er erkundigt sich, ob es Andeutun-
gen für weitere Anträge gebe.  
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Aktuell seien ihr keine weiteren Voranfragen bekannt, so Frau Besecke.  
 
Herr Wiesmann merkt an, dass diese Legehennenanlage bereits in der 
Dezember-Sitzung erwähnt wurde.  
 
Frau Relt weist darauf hin, dass man die Ställe nicht miteinander verglei-
chen könne. Hier handele es sich um einen Legehennen- und nicht um 
einen Hähnchenmaststall. Die rot-grüne Regierung habe gewollt, dass 
Legehennen mehr Platz haben sollen. Um diesen Platz zu schaffen, 
müssten die Landwirte erweitern.  
 
Herr Wiesmann stellt fest, dass der Antrag des Herrn Schulze Esking 
weitergehender ist als der Beschlussvorschlag der Verwaltung und lässt 
deshalb über den Antrag des Herrn Schulze Esking abstimmen.  
  
Beschluss: 
Das gemeindliche Einvernehmen nach § 36 Abs. 1 BauGB wird nicht er-
teilt. 
Die Verwaltung wird beauftragt, mit dem Antragsteller Gespräche über 
einen Standort mit einem möglichst geringen Abstand zum Hof zu führen. 
  
Stimmabgabe: einstimmig  
 
  

2. Mitteilungen 
  
2.1. Brücke am Krampe-Weg - Herr Mollenhauer 
 Herr Mollenhauer führt aus, dass eigentlich heute die Instandsetzung der 

Brücke am Krampe-Weg Thema sein sollte. In der damaligen Erörterung 
sei davon ausgegangen worden, dass die Brücke evtl. ergänzt werden 
könnte, um die Tragfähigkeit zu gewährleisten. In einer erneuten Unter-
suchung habe sich nun aber herausgestellt, dass die Brücke nicht nach-
gebessert werden könne. Damals sei die Verwaltung beauftragt worden,  
alternativ die Kosten für Ortbeton unter Beibehaltung der Brückenplatte 
und die Kosten für einen Abbruch der Platte und Errichtung einer neuen 
Brückenplatte mittels Betonfertigteilen zu ermitteln. Voraussichtlich in der 
nächsten Sitzung des Bezirksausschusses werde über das Ergebnis be-
richtet.  
 
Auf Nachfrage von Herrn Schulze Esking teilt Herr Mollenhauer mit, dass 
ein anderer Gutachter als bei der damaligen Untersuchung beauftragt 
worden sei.  
  
 
 

2.2. Vorstellung der Rad- und Wanderwegekarte - Herr Mollenhauer 
 Herr Mollenhauer führt aus, dass auf Wunsch von Herrn Schulze Brock 

die Rad- und Wanderwegekarte heute vorgestellt werden sollte. Dies wol-
le er voraussichtlich in der nächsten oder übernächsten Bezirksaus-
schusssitzung nachholen, da die Karte zunächst im Workshop vorgestellt 



 5

werden soll.  
  
 
 

3. Anfragen 
  
3.1. Instandsetzung von Wirtschaftswegen - Herr Schulze Esking 
 Herr Schulze Esking erkundigt sich, ob die Verwaltung bereits eine Be-

standsaufnahme bzgl. der Instandsetzung von Wirtschaftswegen ge-
macht habe.  
Herr Mollenhauer geht davon aus, dass die Bestandsaufnahme noch 
nicht abgeschlossen ist. Eine Prioritätenliste werde erstellt.  
  
 
 

3.2. Bushaltestelle am Mühlendamm - Frau Schulze Wierling 
 Frau Schulze Wierling führt aus, dass im Bereich der Bushaltestelle am 

Mühlendamm Baggerarbeiten durchgeführt und eine Holzabsperrung auf-
gestellt worden sei. Sie erkundigt sich, ob dort noch weitere Arbeiten an-
stünden und ob die Absperrung stehen bleibe.  
Herr Mollenhauer sagt Überprüfung und Berichterstattung zu.  
  
 
 

 
 
 
 
  Werner Wiesmann     Birgit Freickmann 
  Ausschussvorsitzender    Schriftführerin  
 
 
 

 
 
 
 


